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Aktuell sammeln Sie 
Spenden zur Unterstüt­
zung syrischer Frauen. 

Ab Juni sollen in Syriens Haupt­
stadt Damaskus Frauen zu Nä­
herinnen ausgebildet werden. 
Wie lässt sich so ein Hilfsprojekt 
in einem Kriegsland wie Syrien 
auf die Beine stellen?

Seit einiger Zeit haben wir engen Kon-
takt mit der Leiterin des Italienischen 
Krankenhauses in Da maskus. Sie hat 
uns gebeten, die Finan-
zierung der Schneider-
ausbildung für Frauen 
zu übernehmen. Diese 
Bitte haben wir über 
die Lokalpresse be-
kanntgemacht und Ge-
schäftsinhaber, Ärzte, 
soziale und kirchliche 
Einrichtungen gebeten, 
unsere Plakate mit dem 
Spendenaufruf aufzu-
hängen. In we nigen 
Tagen konnten wir 
bereits 4.000 Euro an 
Spenden sammeln. Insgesamt kostet 
die viermonati ge Vollzeitausbildung 
für 32 Frauen 20.000 Euro. Darin 
sind die Kosten für eine Nähmaschi-
ne pro Teilnehmerin enthalten. Unser 
Verein verknüpft Friedensarbeit mit 
humanitärer Hilfe. Deshalb wei sen 
wir darauf hin, dass die Finanz- und 
Wirtschaftssanktionen der EU gegen 
Syrien das Kernpro blem darstellen. 
Massenarbeitslosigkeit, Verarmung 
und Elend können nur wirksam be-
seitigt wer den, wenn das Embargo 
aufgehoben wird.

Wieso haben Sie sich für die 
Förderung der Ausbildung ent­
schieden?

Es gab bereits einen solchen Kurs. Er 
wurde vom UN-Flüchtlingshilfswerk 
finanziert. Viele Teil nehmerinnen 
konnten danach Arbeit finden. Es 
gibt eine große Nachfrage nach dieser 
Ausbildung. Die Sanktionen haben 
bei Gütern des täglichen Bedarfs zu 
gewaltigen Preissteigerungen ge-
führt. Gerade Frauen, die ihren Mann 
verloren haben und ihre Kinder nun 
allein ernähren müssen, haben kein 
ausreichendes Einkommen. Wer aber 
Kleidung herstellen oder reparieren 
kann, hat die Mög lichkeit, Geld zu 
verdienen.

Welche Hilfsprojekte haben Sie 
bisher in Syrien umgesetzt?

Wir haben mehrfach schwerkranken 
Kindern aus Syrien Operationen in 
der BRD ermöglicht. Im Italienischen 
Krankenhaus haben wir die Erneue-
rung der Wasserwiederaufberei-
tungsanlage für die Dialyse und den 
Kauf kleinerer medizinischer Geräte 
finanziert. Die USA und ihre Ver-
bündeten bil den offen Terrorgruppen 
aus und rüsten sie mit modernsten 
Waffen aus. Die Infrastruktur Syriens 
ist durch Krieg und Anschläge schwer 

beschädigt. Vor diesem Hintergrund 
haben die Wirtschafts- und Finanz-
sanktionen der EU, die seit 2011 in 
Kraft sind, verheerende Auswirkun-
gen. So ist die Lieferung von Ausrü-
stung an Elektrizitätswerke verboten. 
Selbst in Damaskus gibt es deshalb 
nur drei Stunden am Tag Strom in 
den Kliniken. Die Krankenhäuser 
sind gezwungen, für ihre Generato ren 
große Mengen Diesel einzukaufen. 
Doch Diesel ist sehr teuer, weil der 

Export von Ausrüstung 
für die Förderung und 
Verarbeitung von Erdöl 
und der direkte Verkauf 
von Diesel nach Syrien 
unter die Sanktionen 
fallen. Die Pa tienten 
haben aber kaum Geld. 
Wie soll unter diesen 
Bedingungen ein Kran-
kenhaus seine Mitar-
beiter bezahlen, Geräte 
und Medikamente ein-
kaufen? Die Syrer brau-
chen unsere Unterstüt-

zung. Die humanitäre Hilfe hat uns 
vor Ort eine hohe Glaubwürdigkeit 
eingebracht. Deshalb finden wir dort 
auch Gehör, wenn es um politische 
Fragen geht.

Trotzdem werden Sie mit sol­
chen Hilfsaktionen allein nicht 
gegen das Syrien­Embargo an­
kommen.

Unsere Hilfe ist ein Tropfen auf den 
heißen Stein. Wir zeigen der syri-
schen Bevölkerung aber, dass es in 
Deutschland Menschen gibt, die auf 
ihrer Seite stehen. Gleichzeitig nut-
zen wir unsere Spen denaktionen, um 
über die Auswirkungen der Sanktio-
nen aufzuklären. Ein Wiederaufbau 
ist nur möglich, wenn sie aufgehoben 
werden. Wenn es wieder genügend 
Möglichkeiten gibt, den Lebens-
unterhalt mit legaler Arbeit zu be-
streiten, wird auch die Rekrutierung 
für die Terroristen deutlich schwerer. 
Gewerkschaften, Kirchen und die 
dort tätigen Hilfsorganisationen for-
dern deshalb ein Ende des Embargos. 
EU und Bundesregierung wollen mit 
dem Aushungern der Bevölkerung 
einen Regierungswechsel erzwingen. 
Ich halte diese Politik für zutiefst kri-
minell. Das Schlimme ist: Wir ken-
nen seit Jahren die Auswirkungen 
der Sanktionen. Trotzdem wird von 
Friedensbewegung und Linkspartei 
fast nichts getan, um ihre Aufhebung 
zu erreichen. Bis heute wurde kein 
entsprechender Antrag im Bundestag 
eingebracht. Soviel Unterwürfigkeit 
gegenüber der Bundesregierung dür-
fen wir nicht länger hinnehmen.
 Interview: Ben Mendelson

Zehntausende Albaner auf 
Demo gegen Regierung
Tirana. Zehntausende Anhänger der op-
positionellen Demokraten (PD) sind am 
Sonnabend in der albanischen Haupt-
stadt Tirana gegen die Regierung des So-
zialisten (PS) Edi Rama auf die Straße 
gegangen. Der PD-Vorsitzende Lulzim 
Basha verlangte den Rücktritt Ramas 
und die Einsetzung eines Allparteienka-
binetts. Während Basha der Regierung 
erneut unterstellte, mit der organisierten 
Kriminalität im Land verquickt zu sein, 
machte Rama der Opposition schwere 
Vorwürfe. Diese wolle eine Staatskrise 
hervorrufen, um Reformen zu verhin-
dern, so der Regierungschef.  (dpa/jW)

Afghanistan: Tote nach An-
griff auf Spielplatz
Kabul. Bei einem Angriff mit Mörsergra-
naten auf einen Spielplatz sind in Afgha-
nistan am Sonntag fünf Kinder getötet 
und zwei weitere verletzt worden, sagte 
ein Sprecher des Provinzgouverneurs 
der östlichen Provinz Laghman laut 

Nachrichtenagentur dpa. Er machte die 
Taliban für die Bluttat verantwortlich. 
Die zwischen sieben und zwölf Jahre 
alten Kinder hätten zwischen Wohnhäu-
sern in der Provinzhauptstadt Mehtar-
lam gespielt. In Laghman liefern sich 
Taliban-Kämpfer und Sicherheitskräfte 
seit Monaten heftige Gefechte. Nach 
UN-Angaben wurden in Afghanistan al-
lein in den ersten drei Monaten dieses 
Jahres 210 Kinder getötet. (dpa/jW) 

G-7-Bündnis auch in Bari 
 uneinig
Bari. Die alten Wirtschaftsmächte strei-
ten weiter über eine gemeinsame Han-
delspolitik. Die USA blockierten auch 
beim Treffen der »führenden westlichen 
Industrieländer« G 7 ein klares Be-
kenntnis zu »freiem Handel« und gegen 
»Marktabschottung«. Die Finanzmini-
ster und Notenbankchefs verständigten 
sich am Sonnabend im italienischen Ba-
ri nur auf einen Minimalkonsens.

In der Abschlusserklärung hieß es 
knapp: »Wir arbeiten daran, den Bei-
trag des Handels für unsere Volkswirt-

schaften zu stärken«. Entschärft werden 
soll der Konflikt nun auf Ebene der 
Staats- und Regierungschefs beim Gip-
fel in zwei Wochen auf Sizilien oder 
beim G-20-Spitzentreffen im Juli in 
Hamburg. (dpa/jW)

BKA ermittelt nach 
 weltweiter Cyberattacke
Berlin. Nach einer weltweiten Welle von 
Cyberangriffen mit einer erpresseri-
schen Software ist das genaue Ausmaß 
der Schäden in Deutschland noch un-
klar. Das Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik (BSI) rechnet 
erst in den kommenden Tagen mit einem 
Überblick. Die von der Attacke betroffe-
ne Deutsche Bahn kämpfte am Sonntag 
noch immer mit deren Auswirkungen. 
Das Bundeskriminalamt (BKA) leitete 
Ermittlungen ein. Ein Bahn-Sprecher 
sagte, dass die betroffenen digitalen An-
zeigetafeln »noch einige Zeit« gestört 
bleiben würden. Das liege daran, dass 
deren Software nicht zentral gesteuert 
werde. (AFP/jW)
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Toast auf die neue Handelsrennstrecke: Chinas Staatspräsiden Xi Jinping am Sonntag in Beijing

Nägel auf Neuer Seidenstraße
Gipfeltreffen: China feiert sein Riesenprojekt, EU grätscht dazwischen

Wenn China träumt, wird vie-
les Wirklichkeit: Die Re-
gierung der Volksrepublik 

haucht der legendären Seidenstraße neu-
es Leben ein. Die Warentransferroute 
zwischen dem alten »Reich der Mitte« 
und Europa bekommt damit eine völlig 
neue Dimension. Das soll Wirtschaft 
und Handel entlang der Strecken an-
kurbeln. Zum Auftakt eines zweitägigen 
Gipfeltreffens mit Regierungsvertretern 
aus zahlreichen Ländern am Sonntag in 
Beijing kündigte Präsident Xi Jinping 
Anschubfinanzierung für das Mammut-
projekt von umgerechnet rund 111 Mil-
liarden Euro an. Doch die EU-Delega-
tion grätschte dazwischen und sorgte für 
einen Eklat.

Wie die Nachrichtenagentur dpa am 
Sonntag berichtete, wollten die EU-
Staaten eine geplante gemeinsame Er-
klärung nach dem Dialog über Handels-
fragen am selben Tage nicht mittragen. 
Die Verhandlungen über den Text seien 
gescheitert, hieß es aus EU-Kreisen. 
Gastgeber China sei nicht bereit gewe-
sen, »europäische« Anliegen aufzuneh-
men. Das Vorhaben wird dadurch je-
doch kaum zu bremsen sein.

Die in den zurückliegenden Jahr-
zehnten zur »Fabrik für die ganze Welt« 
herangewachsene ökonomische Super-
macht will an die historische Seiden-
straße aus der Antike und dem frühen 
Mittelalter anknüpfen und zum Teil 
völlig neue Routen nach Europa, Asien 
und Afrika etablieren. Zugleich machte 
Staats- und Parteichef Xi erneut deut-
lich, dass sein Land sich – zumindest 
verbal – zum Vorreiter der Globalisie-
rung aufzuschwingen gedenkt: Xi wand-
te sich angeblich gegen protektionisti-
sche Töne, wie sie in den vergangenen 
Monaten von US-Präsident Donald 
Trump und aus dessen Team zu hören 
waren. »Handel ist der wichtige Motor 
für wirtschaftliche Entwicklung«, sagte 
der Spitzenpolitiker. Daher müsse die 
Welt freien Handel fördern. Was konkret 
»frei« bedeutet, dürfte von großem Inter-
esse für alle sein, denn der Widerstand 
der EU deutet darauf hin, dass es hierbei 
erhebliche Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den imperialen Zentren USA, 
China und EU gibt.

Das Gipfeltreffen ist das größte di-
plomatische Ereignis in der Volksre-
publik in diesem Jahr. Staats- und Re-

gierungschefs aus 29 Ländern nehmen 
daran teil. Darunter Russlands Präsident 
Wladimir Putin, der türkische Herrscher 
Recep Tayyip Erdogan sowie die Re-
gierungschefs aus Italien, Spanien und 
Griechenland. Deutschland lässt sich 
von der erst kürzlich nach der Gabriel-
Schulz-Personalrochade aufgestiegenen 
Wirtschaftsministerin Brigitte Zypries 
(SPD) vertreten.

Das 2013 gestartete Projekt Neue Sei-
denstraße will anstelle der historischen 
Handelsroute neue Straßen und Schie-
nenverbindungen einrichten und ist ein 
riesiges Infrastrukturvorhaben. Das 
soll nach den Plänen der chinesischen 
Führung den Handel ankurbeln und für 
Stabilität in den Staaten Zentralasiens 
sorgen. Dass es im Ausland nicht nur 
wohlgelitten ist, zeigt das Taktieren der 
EU. Konkurrenz und Anarchie der ka-
pitalistischen Wirtschaftsweise fordern 
ihren Tribut. Im ökonomischen Westen 
befürchten die Auguren, dass China 
damit lediglich seinen Einfluss in der 
Weltwirtschaft ausweiten will. Auch 
Erzrivale Indien sagte deswegen seine 
Teilnahme am Gipfel ab.
  Dieter Schubert (Quellen: Reuters, dpa)
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»Sanktionen 
stellen das 
Kernproblem dar«
Pfaffenhofener Verein unterstützt 
Berufsausbildung von Frauen in Syrien. 
Embargo verhin dert Wiederaufbau.  
Ein Gespräch mit Bernd Duschner

Interview mit Bernd 
Duschner, Vorsitzender 

des Pfaffenhofener  
Vereins »Freundschaft 

mit Valjevo e. V.«
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Spendenkonto der Initiative: 

Sparkasse Pfaffenhofen,  

IBAN DE06 7215 1650 0008 0119 91,  

Stichwort »Hilfe für Mütter in Da-

maskus«


